
Beauftragter
will bei Gesetz
nachbessern

Berlin.Mit harscher Kritik hat die
CDU auf die Forderung des Grü-
nen-Politikers Sven Lehmann rea-
giert, dass der von ihm selbst mit
erarbeitete Gesetzentwurf zur ge-
schlechtlichen Selbstbestimmung
noch einmal überarbeitet werden
solle. „Das zeigt, wie unausgego-
ren die vorgelegten Regelungen
sind“, sagte die stellvertretende
CDU-Vorsitzende Silvia Breher
dieser Zeitung.

Das geplante Gesetz sieht vor,
dass Menschen, die sich nicht mit
ihrem behördlich erfassten Ge-
schlecht identifizieren, diesen
Eintrag beim Standesamt ändern
lassen können. Der Entwurf ist
zwischen Familienministerin Lisa
Paus (Grüne) und Justizminister
Marco Buschmann (FDP) abge-
stimmt und soll demnächst vom
Kabinett beschlossen werden.
Lehmann hatte als Parlamentari-
scher Staatssekretär im Familien-
ministerium und als Beauftragter
der Bundesregierung für sexuel-
le Minderheiten (Queerbeauf-
tragter) den Entwurf maßgeblich
mitgestaltet.

Nun will Lehmann drei Punk-
te nachträglich geändert haben:
Ihn stört, dass bei Frauensaunas
das Hausrecht gelten soll, mit
dem Transfrauen der Zutritt ver-
wehrt werden kann; dass es für
die Änderung des Geschlechts-
eintrags eine dreimonatige Be-
denkzeit geben soll; und dass für
nahe Angehörige Ausnahmen
vom Offenbarungsverbot – zum
Beispiel öffentliches Nennen des
früheren Vornamens – vorgese-
hen sind. Mehrere Verbände, da-
runter auch Frauenverbände, hat-
ten zuvor ähnliche Forderungen
aufgestellt.

Breher betonte, die Rechte von
transsexuellen Menschen müss-
ten gestärkt werden. Deshalb be-
grüße sie die Abschaffung der
geltenden Gutachtenpflicht auf
dem Weg zur Änderung der Ge-
schlechtsidentität. Den Gesetz-
entwurf lehne sie aber ab, weil er
„Frauenrechte und den Bedarf an
Schutzräumen negiert und maß-
gebliche Entscheidungen auf das
Personal vor Ort abwälzt“. Außer-
dem seien die Regelungen im
Hinblick auf Kinder und Jugend-
liche zu Recht höchst umstritten.
Hintergrund: Der Entwurf sieht
vor, dass auch Jugendliche eine
neue geschlechtliche Identität be-
antragen können – vorausgesetzt,
Eltern oder ein Familiengericht
stimmen zu. Michael Gabel

Soziales Staatssekretär
Sven Lehmann hat Gesetz
zur geschlechtlichen
Selbstbestimmung
maßgeblich mitgestaltet.

Australien
Erfolg aufWeg zu
Referendum
Canberra. Auf demWeg zu einem
Referendum über mehr politische
Rechte für Australiens Aborigi-
nes und Torres-Strait-Insulaner
ist eine wichtige Hürde genom-
men: Das Abgeordnetenhaus in
Canberra sprach sich am Mitt-
woch mit großer Mehrheit für
eine solche Volksabstimmung
über eine Verfassungsänderung
aus. Sie steht unter dem Motto
„Voice to Parliament“: Falls die
Mehrheit mit Ja stimmt, bekom-
men die Ureinwohner eine eige-
ne Stimme im Parlament. dpa

Bosnien-Krieg
Letztes Urteil des
UN-Tribunals
Den Haag. Fast drei Jahrzehnte
nach Ende des Bosnien-Kriegs hat
das UN-Kriegsverbrechertribunal
in Den Haag zwei Ex-Chefs des
staatlichen serbischen Sicher-
heitsdienstes zu je 15 Jahren Ge-
fängnis verurteilt. Die Berufungs-
richter verhängten damit eine hö-
here Strafe als in der ersten In-
stanz. 2021 waren Jovica Stanisic
(72) und Franko Simatovic (73) zu
jeweils 12 Jahren Haft verurteilt
worden. Es ist das letzte Urteil
des UN-Tribunals zu Kriegsver-
brechen in dem Krieg. dpa

Lettland
Ministerwird
Staatspräsident
Riga. In Lettland hat das Parla-
ment den bisherigen Außenmi-
nister Edgars Rinkevics zum neu-
en Staatspräsidenten gewählt.
Der 49-Jährige setzte sich im drit-
tenWahlgang durch, nachdem zu-
vor keiner der ursprünglich drei
Bewerber in dem EU- und Nato-
Land die absolute Mehrheit der
100 Abgeordneten erreicht hatte.
Rinkevics erhielt 52 von 87 abge-
gebenen Stimmen. Er wird im Juli
das Amt antreten. Er löst Egils Le-
vits (67) ab, der auf eine zweite
Amtszeit verzichtet. dpa

Sven Lehmann (Grüne) in der
Bundespressekonferenz.
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Brasilia. Die brasilianische Abge-
ordnetenkammer hat ein von der
linken Regierung als Instrument
zum Völkermord kritisiertes Ge-
setz gebilligt, das die Ausweisung
von Schutzgebieten für Indigene
begrenzen soll. 283 Parlamenta-
rier stimmten für die Initiative,
155 dagegen. Die Zustimmung in
der Abgeordnetenkammer wurde
als Niederlage der Regierung ge-
wertet. Der Text wird nun dem
Senat zur Bestätigung weiterge-
leitet, bevor er Präsident Luiz Iná-
cio Lula da Silva vorgelegt wird,
der noch sein Veto einlegen kann.
Auch das Oberste Gericht ist mit
dem Gesetz befasst. dpa Indigene Demonstranten protestierten in Brasilia gegen das Gesetz.
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Parlament stimmt für umstrittenes Gesetz

Bonn. Laut der „Bild-Zeitung“
geht es um die Wurst. Das Blatt
zitiert aus einem Papier der Deut-
schen Gesellschaft für Ernährung
(DGE), aus dem angeblich her-
vorgeht, dass die Deutschen künf-
tig nur noch zehn Gramm Fleisch
pro Tag essen sollen. Angeblich
geht es um ein internes Doku-
ment zur neuen „Lebensmittel-
strategie“. Diese wird allerdings
im Bundeslandwirtschaftsminis-
terium erarbeitet. Die DGE ver-
weist denn auch auf das von Cem
Özdemir (Grüne) geleitete Haus.

Die DGE selbst, so Sprecherin
Silke Restemeyer, „überarbeitet

aktuell die wissenschaftlicheMe-
thode, mit der die lebensmittel-
bezogenen Ernährungsempfeh-
lungen für Deutschland abgelei-
tet werden“. Falsch seien daher
„die Schlussfolgerungen und Be-
hauptungen, aus den Daten, die
im Konsultationsprozess von der
DGE zur Verfügung gestellt wor-
den sind, ließe sich eine Ernäh-
rungsempfehlung der DGE für
den Verzehr einzelner Lebensmit-
tel (zum Beispiel Eier, Fleisch) er-
rechnen“.

Das Ziel der neuen Methode
sei, „durch ein mathematisches
Optimierungsmodell Aspekte aus

Gesundheit, Umwelt und Sozia-
les“ zu integrieren. „Das bedeu-
tet, dass neben Ernährungs- und
Gesundheitsaspekten Kriterien
für Umwelt- und Klimaeffekte“
berücksichtigt werden sollen.

Höherer pflanzlicher Anteil
Allerdings, so Restemeyer, zeich-
ne sich ab, dass die DEG-Empfeh-
lungen „zukünftig einen noch hö-
heren Anteil an pflanzlichen Le-
bensmitteln enthalten werden, da
diese gleichzeitig gut für die
menschliche und planetare Ge-
sundheit sind“. Lebensmittel „tie-
rischen Ursprungs“ werden aber

weiterhin die Auswahl ergänzen.
Wie die genauen Empfehlungen
dazu aussehen werden, stehe
noch nicht fest.

Klar ist jedoch, dass die Deut-
schen nach wie vor zu viel Fleisch
essen. Zwar ist der Fleischkon-
sum gesunken, um 13 Prozent in
den vergangenen fünf Jahren, und
trotzdem sind es wöchentlich
noch 1000 Gramm pro Kopf. Die
DGE empfiehlt aus gesundheitli-
cher Sicht derzeit höchstens 600
Gramm.

Nicht zuletzt den Kindern fühlt
sich die „Ernährungsstrategie“
der Bundesregierung verpflichtet,

die Ende des Jahres fertig sein
soll, für die aber die Eckpunkte
bereits vorliegen. Und wohin die
Reise gehen soll, ist klar. Ziel sei
es, „eine pflanzenbetonte Ernäh-
rung mit einem hohen Anteil an
möglichst unverarbeitetem Ge-
müse und Obst sowie ballaststoff-
reichen Getreideprodukten und
Hülsenfrüchten und Nüssen ein-
facher zugänglich zu machen“.
Gleichermaßen „soll die Reduzie-
rung des Konsums tierischer Le-
bensmittel auf ein nachhaltiges
und gesundheitsförderndes Maß
unterstützt werden”.

André Bochow

DasRingen umdie richtige Ernährung
Essen Aufregung um angebliche neue Empfehlungen. Sollen bald 10 Gramm Fleisch pro Tag die Höchstgrenze sein?

Der Wolf fühlt sich hier-
zulande immer wohler –
der Deutsche Bauern-
verband (DBV) schätzt

die Population, abgeleitet aus
amtlichen Zahlen, auf deutsch-
landweit 2000 bis 2500 Tiere.
Zum Leidwesen nicht nur von
Schaf- und Ziegenhaltern, deren
Tiere oft genug als Mahlzeit für
die sehr intelligenten Wölfe en-
den. Zwischen 3000 und 4000
Nutztiere haben Wölfe zwischen
2019 und 2021 laut Zahlen der Do-
kumentations- und Beratungsstel-
le des Bundes jährlich getötet.

Aus Sicht der Tierhalter deut-
lich zu viele, sie fühlen sich von
der Politik alleine gelassen – und
fordern, dass endlich mehr Wöl-
fe abgeschossen werden dürfen.
Das Bundesumweltministerium
lehnt das mit Verweis auf den
strengen Schutzstatus, den der
Wolf durch EU-Recht genießt, ab.
Den in immer deftigeren Worten
geführten politischen Streit ent-
schärfen will dasMinisteriummit
der „Dialogreihe Wolf“, die von
Ressortchefin Steffi Lemke (Grü-
ne) am Donnerstag mit einer
Rede eröffnet wird. Doch die Rei-
he steht schon in der Kritik, be-
vor sie überhaupt begonnen hat.

Der DBV befürchtet eine Fron-
talveranstaltung, keine echten
Gespräche. Um ihre Forderung zu
artikulieren, haben Bauern, Wei-
detierhalter und Jäger am Mitt-
woch selbst eingeladen. „Wir
brauchen ein Bestandsmanage-
ment“, sagt DBV-Generalsekretär
Bernhard Krüsken. Im Klartext:
DerWolf muss deutlich einfacher
abgeschossen werden können.
Konkret fordert er von Lemke in
einem ersten Schritt, der EU-
Kommission mitzuteilen, dass
Deutschland einen guten Erhal-
tungsstand beim Wolf habe.

„Nicht nur Problemwölfe“
Auch ein Zielbestand an Wölfen
im Land soll, in Absprache mit
den Weidetierhaltern, gefunden
werden. Darauf aufbauend muss
dann aus Sicht des Bauernver-
bands über die gezielte Tötung
von Wölfen gesprochen werden.
Krüsken: „Wir müssen nicht nur
einzelne Problemwölfe, sondern
ganze Rudel unbürokratisch ent-
nehmen dürfen.“

Praktisch umsetzen müssen
das die Jäger, die nach eigenen
Angaben gar nicht von Lemke zu
der Dialogreihe eingeladen wur-
den. Helmut Dammann-Tamke,
Vizepräsident des Deutschen
Jagdverbandes, kommt trotzdem.
Für ihn ist der Wolf ein faszinie-
rendes Tier. Er betont aber, dass
das regional differenzierte Be-
standsmanagement, auf das sich
SPD, Grüne und FDP in ihrem
Koalitionsvertrag geeinigt haben,
nur möglich sei, wenn der Wolf
seinen Schutzstatus verliere. Aus
seiner Sicht tue man demWolf ei-
nen Gefallen damit, die Populati-
on per Abschüssen zu regulieren
und dabei die unauffälligen Wöl-
fe in Ruhe zu lassen. Denn: „Wenn
die Akzeptanz in der Bevölkerung
einmal verloren gegangen ist,
wird sie nicht mehr zurückkom-
men.“ Bei Sabine Firnhaber, Vor-
standsmitglied des Landesschaf-

und Ziegenzuchtverbandes
Mecklenburg-Vorpommern, ist
dieser Punkt schon überschritten.
Sie betont, dass die Zahl der Ris-
se mit der zunehmenden Anzahl
an Wölfen steige. „Der Wolf ist
hochintelligent und gibt sein er-
lerntesWissen an die nachfolgen-
den Generationen weiter.“ Für die
Weidetierhalter ein Wettlauf mit

der Zeit. Wenn der traditionelle
Herdenschutz mit Hütehunden
und Zäunen funktionieren wür-
de, würden es dieWölfe gar nicht
mehr probieren, sagt die Schaf-
züchterin. „Irgendwann eskaliert
es, wir sind auf demWeg dahin.“
Wenn die Schafhaltung als Beitrag
zur Artenvielfalt gewünscht sei,
müssten auch die Kosten für den

Herdenschutz von der Gesell-
schaft getragen werden, meint
Firnhaber.

Was das Töten der Wölfe an-
geht, signalisierte Lemke im Vor-
feld zumindest eine gewisse Be-
reitschaft zum Kompromiss. Ab-
schüsse von Wölfen, die das
Überwinden von höheren Zäunen
gelernt haben oder sich Men-
schen gegenüber zu sehr nähern,
seien möglich und könnten
rechtskonform durchgeführt wer-
den, so Lemke. „Diese Möglich-
keit sollte in Zukunft verstärkt ge-
nutzt werden.“

Doch die bürokratischen Hür-
den dafür sind sehr hoch. Auf die
Frage, ob man die Hürden senken
könne, antwortete ein Sprecher
Lemkes, dass Wolfsmanagement
Aufgabe der Bundesländer sei.
„Es gibt Länder, die mit der gel-
tenden Rechtslage gut zurecht-
kommen.“

Zu sehr geschützt?
WolfHalter von Schafen und Ziegen sehen durch zunehmende Risse eine „Eskalation“. Der Bauernverband möchte
ganzeWolfsrudel abschießen lassen. Ministerin Lemke will das Problem besprechen.Von Dominik Guggemos

Kritik aus der Opposition

Mit Skepsis blickt die
Opposition auf die „Dia-
logreihe Wolf“ von Bun-
desumweltministerin
Steffi Lemke (Grüne).
Der stellvertretende
Vorsitzende der Unions-
fraktion, Steffen Bilger,
kritisiert, dass Lemke
keinen echten Dialog al-

ler Beteiligten und Be-
troffenen abhalte, son-
dern sich mit einem Fei-
genblatt schmücke. Die
geladenen Experten kä-
men überwiegend aus
einer Richtung – für sie
stehe der Schutz des
Wolfes klar im Vorder-
grund. „Die in vielen Re-

gionen unseres Landes
auftretenden Probleme
mit der wachsenden
Wolfspopulation wer-
den von Frau Lemke in-
des schlichtweg igno-
riert“, sagt Bilger. Abge-
ordnete der Opposition
seien erst gar nicht ein-
geladen worden.

Wölfe spielen in einemWildpark in ihrem Gehege. Ihre Artgenossen in freierWildbahn vermehren sich Deutschland seit einigen Jahren stetig
und werden von Nutztierhalten zunehmend als Problem gesehen. Foto: Karl-Josef Hildenbrand/dpa
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